
massenhaft auftretender sozial- und rechtswid­
riger Verhaltensweisen spontan anarchischer 
Natur sind (sie machen etwa 95 Prozent der in 
der DDR festgestellten Gesamtzahl der Strafta­
ten aus, die sich im groben Durchschnitt der 
Jahrzehnte um 130 000-150 000 bewegten und 
im letzten Jahrfünft begonnen haben, unter 
diese Markierung zu sinken). In den einzelnen 
Vergehen finden sich Elemente der Anarchie 
und Zersetzung, wenn auch nicht in krassen 
Formen. Die sozialistische Gesellschaft kann 
deshalb solche gesellschaftswidrigen Handlun­
gen nicht dulden, distanziert sich prinzipiell 
von ihnen und fordert mit den Normen ihres 
allgemeinen Rechts und Strafrechts, solche 
Handlungen zu unterlassen und die ihrer Bege­
hung Schuldigen strafrechtlich zur Verantwor­
tung zu ziehen. Es ist folglich erforderlich, Ver­
gehen konsequent aufzudecken und zu verfol­
gen.

Die Verbrechen (vgl. § 1 Abs. 3 StGB) sind 
gesellschaftsgefährliche Handlungen, die sich ge­
gen die Grundlagen der sozialistischen Staats-, 
Gesellschafts- und Rechtsordnung und/oder die 
elementarsten Grundregeln des menschlichen 
Zusammenlebens richten und schwere und 
schwerste Schäden verursachen. Mit diesen 
Handlungen, die zutiefst unsittlich sind und 
grobes Unrecht darstellen, gerät der Schuldige 
in ein tiefgreifendes Zerwürfnis oder einen 
Bruch mit der sozialistischen Gesellschaft. Ver­
brechen ziehen notwendig strenge Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nach 
sich.

Der differenzierte Straftatbegriff bringt die 
Unterschiede in der Angriffsrichtung, in den an­
tisozialen Auswirkungen und in der sozial nega­
tiven Qualität der Straftaten zum Ausdruck. 
Die Unterscheidung zwischen gesellschaftswidri­
gen und gesellschaftsgefährlichen Straftaten im 
Strafrecht der DDR ist eine wesentliche Form 
der Verwirklichung des Grundsatzes der Differen­
zierung, der in die Strafrechtspflege der DDR 
von Anbeginn Eingang fand und entsprechend 
den konkreten historischen Bedingungen sowie 
mit zunehmenden wissenschaftlichen und prak­
tisch-politischen Erkenntnissen präzisiert und 
verwirklicht wurde. Er ist ein Element sozialisti­
scher Gerechtigkeit.

Die Differenzierung zwischen Vergehen und 
Verbrechen ist sowohl für die Konzeption der 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
als auch für die innere logische Struktur des 
Strafrechts der DDR von wesentlicher Bedeu­

tung. Insbesondere ergeben sich daraus wichtige 
Konsequenzen für die Abfassung und Systema­
tisierung der speziellen Tatbestände und Straf­
androhungen des Besonderen Teils des StGB 
sowie der strafrechtlichen Nebengesetze (zum 
Beispiel Zoll- und Devisengesetze, Giftgesetzge­
bung), mit denen die in § 1 StGB allgemein fi­
xierten Merkmale der Vergehen und Verbre­
chen entsprechend den Besonderheiten der 
einzelnen Arten konkretisiert werden (vgl. im 
einzelnen З.1.2.).

Das Strafrecht der DDR gibt in den Tatbe­
ständen der besonderen Strafrechtsnorm eine 
gesetzliche Charakterisierung einzelner Grup­
pen von Straftaten nicht nur von ihrer äußeren 
Begehungsweise und ihren Folgen, sondern 
auch von der Verschuldensseite wie Angriffs­
richtung und damit von ihrem ganzheitlichen 
differenzierten sozial negativen Gehalt her. So 
werden die Verbrechen gegen die Souveränität 
der Deutschen Demokratischen Republik, den 
Frieden, die Menschlichkeit und die Menschen­
rechte (1. Kapitel des Besonderen Teils des 
StGB) und die Verbrechen gegen die Deutsche 
Demokratische Republik (2. Kapitel des Beson­
deren Teils des StGB) in den entsprechenden 
Tatbeständen in ihrer sie von anderen Verbre­
chen und Vergehen unterscheidenden Qualität 
erfaßt. Das geschieht, indem die konterrevolu­
tionäre Angriffs- und Zielrichtung, die Verbin­
dung mit imperialistischen Agenturen und der­
gleichen in die Tatbestände aufgenommen 
wurden. Auch die Eigentumsdelikte werden im 
Strafgesetzbuch nicht nur nach ihren äußeren 
Merkmalen gesetzlich erfaßt, sondern ebenso 
hinsichtlich ihrer sozialen Qualität als Angriffe 
auf sozialistisches bzw. auf persönliches oder 
privates Eigentum (zum Beispiel §§ 158, 159, 
161, 161a, 162 bzw. §§ 177, 178, 180, 181 
StGB). Aus der Unterscheidung zwischen Ver­
gehen und Verbrechen ergeben sich ferner nach 
dem Straf- und Strafprozeßrecht der DDR we­
sentliche Konsequenzen für die Strafverfolgung.

So gibt es bei Vergehen folgende Besonder­
heiten der Strafverfolgung, die bei Verbrechen 
nicht in Betracht kommen:
- Die Übergabe der Sache an ein gesellschaft­

liches Gericht ist zulässig (§ 28 StGB).
- Strafen ohne Freiheitsentzug können - von 

der auch bei Verbrechen gegebenen Mög­
lichkeit der außergewöhnlichen Strafmilde­
rung (vgl. § 62 StGB) abgesehen - ange­
wandt werden (vgl. § 1 Abs. 2, § 30 Abs. 1 
und 2 StGB).
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